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Einleitung

»Ja, wir leben heute in dem besten Deutschland,  
das es jemals gegeben hat.«

Dr. Frank-Walter Steinmeier, Bundespräsident, beim Festakt  
zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober 20201

Ist diese Aussage des Bundespräsidenten tatsächlich richtig? Es 
stellt sich die Frage: Was ist aus Deutschland geworden? Las-
sen die Befunde nicht eher an Heinrich Heine denken, der vor 
180 Jahren seine Verzweiflung über Deutschland in die folgen-
den Worte fasste?

»Denk ich an Deutschland in der Nacht, 
Dann bin ich um den Schlaf gebracht, 
Ich kann nicht mehr die Augen schließen, 
Und meine heißen Tränen fließen.«

Heinrich Heine (1797–1856), Nachtgedanken, 1843–1844

Was also ist aus Deutschland geworden? Ein Land, in dem we-
gen stetig steigender Mietkosten, explodierender Energiekosten 
und immer teuer werdender Lebensmittel mehr als 2 Millionen 
Menschen zu den mehr als 960 Tafeln gehen müssen.2 Ein Land, 
in dem es in den 1990er-Jahren noch rund drei Millionen So-
zialwohnungen gab und in dem es heute 1,1 Millionen gibt.3 Ein 
Land, in dem jeder Dritte kein Geld für Weihnachtsgeschenke 
hat4 und mehr als jeder Fünfte sich keine einzige Woche Urlaub 
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im Jahr leisten kann und in dem selbst für Normalverdiener eine 
eigene Wohnung oftmals unbezahlbar ist.5 

Deutschland ist ein Land geworden, in dem Gesellschafts-
verächter Polizei und Rettungskräfte angreifen, in dem sich nur 
noch ein Drittel der Frauen und 60 Prozent der Männer nachts 
ohne Begleitung im öffentlichen Personennahverkehr »sehr si-
cher« oder »eher sicher« fühlen und mehr als jede zweite Frau 
»häufig« oder »sehr oft« bestimmte Straßen, Parks oder Plätze 
meidet.6 Die Bundesrepublik belegt auf dem globalen Krimina-
litätsindex den 43. Platz, Freibäder müssen von Security und die 
Eingänge von Weihnachtsmärkten von Polizisten mit Maschi-
nenpistolen bewacht werden.7

Was ist aus dem einstigen Land der Dichter und Denker ge-
worden, in dem sich keine einzige Universität unter den 49 bes-
ten Universitäten der Welt befindet? Ein Land, in dem Privat-
schulen boomen und der Anteil Jugendlicher ohne grundlegende 
schulische Fähigkeiten dem ifo Institut für Wirtschaftsforschung 
zufolge bei 23,8 Prozent liegt.8

In dem »besten Deutschland, das es jemals gegeben hat«, 
herrscht bei über 2,4 Millionen Arbeitslosen branchenübergrei-
fend ein akuter Fachkräftemangel. Dort liegen Eltern im De-
zember 2022 mit ihren Kindern auf Krankenhausfluren, da kein 
ausreichendes Personal zur Stelle ist. Ohne schnelle Verbesse-
rungen droht der Pflegekollaps nicht nur in Krankenhäusern, 
sondern auch in Altenheimen. Es ist ein Land, in dem in den 
letzten zwei Jahrzehnten Millionen un- und geringqualifizierte 
Menschen einwanderten, während Hunderttausende Hochqua-
lifizierte auswanderten – drei Viertel der Auswanderer haben 
eine Hochschulausbildung.9

Wir leben in einem Land, in dem nur 48 Prozent der Men-
schen denken, dass man seine Meinung frei sagen könne10, in 
dem politische Eliten ihre Bürger und die Wirtschaft erst in 
die Abhängigkeit Russlands und schlussendlich in ein energie-
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politisches Desaster getrieben haben und offenkundig mit Ve-
hemenz weiter treiben. In einem Land, dessen »Energiewende« 
seinen Bürgern und der Wirtschaft jahrelang mit die höchsten 
Strompreise weltweit beschert und dem Wirtschaftsstandort 
Deutschland geschadet hat – mit dem Resultat, dass im Novem-
ber und Dezember 2022 der meiste Strom durch die als CO2-
Dreckschleudern bekannten Kohlekraftwerke erzeugt wurde. 
Mit einer Politik, die Fracking verbietet, aber Fracking-Gas in 
rauen Mengen importiert, die gegen Gas- und Ölbohrungen in 
Nord- und Ostsee ist, aber Nordseeöl aus Norwegen importiert 
und die Atomkraftwerke abschaltet, während Wirtschaftskon-
kurrenten neue Atomkraftwerke bauen, die aber Atomstrom 
auch zukünftig aus den Nachbarländern zu importieren be-
absichtigt. Wir erleben Politiker, die eine Gaspreisbremse fei-
ern, durch die es weder mehr Gas auf dem Markt gibt noch die 
Nachfrage nach dem in Deutschland knappen und in großem 
Umfang benötigten Gut senkt, geschweige denn für mehr Gas 
sorgt. 

Wir leben in einem Land, in dem zahlreiche Politiker von der 
Vision beseelt sind, die Welt zu retten, und mit moralisch erho-
benem Zeigefinger versuchen, ebendiese zu bekehren. Denen of-
fenkundig nicht klar ist, dass Deutschland weder politisch noch 
gemessen an der Bevölkerungszahl eine Rolle spielt – und auch 
in puncto CO2-Emissionen nicht, mit 1,85 Prozent Gesamtanteil 
am globalen Ausstoß.

Der Wirtschaftsstandort des einstigen Exportweltmeisters 
kann kein einziges Unternehmen unter den wertvollsten 100 bör-
sennotierten Unternehmen der Welt mehr vorweisen und verliert 
im internationalen Vergleich kontinuierlich an Attraktivität.11 
Dies aufgrund der viel zu hohen Energiepreise, einer bröselnden 
logistischen Infrastruktur (Straßen, Brücken, Schienen, Schleu-
sen), einer unzureichenden digitalen Infrastruktur, eines gras-
sierenden Bürokratie-Irrsinns, sehr hoher Steuern und Abgaben, 
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hoher Arbeitskosten für Unternehmer einerseits und im interna-
tionalen Vergleich niedrigen Nettolöhnen andererseits. 

Deutschland ist zu einem Land geworden, das bei der Digi-
talisierung des öffentlichen Dienstes schlechter abschneidet als 
Griechenland, sich dafür aber nach der Volksrepublik China das 
größte Parlament weltweit gönnt und in Zeiten knapper Kassen 
das Kanzleramt in Berlin für knapp 800 Millionen Euro Bau-
kosten zu einem Protzbau erweitert, der global seinesgleichen 
sucht.12

Deutschland hat Preissteigerungen zu verzeichnen wie seit 
1951 nicht mehr.13 Die Saat der irrsinnigen Gelddruckpolitik der 
Europäischen Zentralbank (EZB) ist in Form einer von ihr mit 
angefachten immensen Inflation aufgegangen. Der Staat ent-
schuldet sich auf Kosten der Bürger und profitiert obendrein 
nicht nur kraft der Umsatzsteuer von den steigenden Preisen. 
Die Kaufkraft des Euro schwindet sukzessive, und die Spargut-
haben, Altersvorsorge zahlloser Bürger, werden tagtäglich pul-
verisiert. Jahrzehntelang war die Geldwertstabilität das höchste 
Gut der Bundesbank. Diesen Kernauftrag erfüllt die EZB nicht 
einmal ansatzweise. Sie erhält faktisch bankrotte Staaten Süd-
europas am Leben und macht Struktur- anstatt Geldpolitik. Von 
Geldwertstabilität ist beim Euro nichts mehr zu sehen. Allein in 
den letzten fünf Jahren hat der Euro gegenüber dem US-Dollar 
über 10 Prozent und gegenüber dem Schweizer Franken mehr 
als 15 Prozent seines Wertes verloren. Einerseits verkommt er zu 
einer Weichwährung, andererseits ist der US-Dollar nach wie 
vor unumstritten die dominierende Währung auf dem Welt-
markt für Gas, Öl und zahlreiche weitere Waren. Für ein roh-
stoffarmes Land wie Deutschland bedeutet ein schwacher Euro 
dementsprechend importierte Inflation.

Die Rechnung bezahlt der Steuerzahler. In Deutschland 
herrscht eine der höchsten Steuer- und Abgabenlasten welt-
weit.14 Bereits heute arbeiten die Bürger im Durchschnitt bis 
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Mitte Juni nicht für die eigene Existenz, sondern stattdessen 
für das Gemeinwesen.15 Im Jahr 2021 umfasste der Bundeshaus-
halt die Summe von rund 498,6 Milliarden Euro.16 Knapp 13,7 
Prozent davon flossen im selben Jahr ins Ausland – das meiste 
davon an die Europäische Union (EU).17 Mit rund 47 Prozent 
stammte fast die Hälfte aller europäischen Nettozahlungen aus 
der Bundesrepublik.18 In den vergangenen 21 Jahren wurden aus 
dem Hochsteuerland Deutschland 212 Milliarden Euro mehr an 
die EU – und somit indirekt auch an zahlreiche Niedrigsteuer-
länder – überwiesen, als zurückflossen.19 Dennoch werden von 
Politikern, insbesondere von jenen, die in ihrer beruflichen 
Laufbahn selbst nicht allzu viel zum Bruttosozialprodukt beige-
tragen haben, kontinuierlich weitere Steuererhöhungen gefor-
dert, um die Umverteilung weiter voranzutreiben.20 Dies kann 
und wird auf Dauer nicht funktionieren.

Nein, wir leben nicht »in dem besten Deutschland, das es je-
mals gegeben hat«. Ganz im Gegenteil, wir leben in einem Land, 
in dem zusehends eine Minderheit aus linken, rechten, religiö-
sen und sonstigen Extremisten, Fundamentalisten, Aktivisten, 
Ideologen, Klimawandelleugnern sowie Weltuntergangsanhän-
gern und Populisten jeglicher Couleur versucht, uns zu erklären, 
wie wir zu essen, zu sprechen und zu schreiben, zu wohnen und 
zu heizen, zu fahren und zu reisen, zu glauben und schlussend-
lich zu leben haben. Damit dies nicht so bleibt, muss sich einiges 
in der Bundesrepublik Deutschland ändern – und zwar gravie-
rend. Findet die Veränderung nicht statt, dann heißt die Devise: 
Deutschland, rette sich, wer es sich noch leisten kann.

Mit hoher Wahrscheinlichkeit geht es vielen Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland, wenn sie den gegenwärtigen Zu-
stand und die äußerst trüben Zukunftsaussichten des einstigen 
Landes der Dichter und Denker betrachten, ähnlich wie Hein-
rich Heine vor 180 Jahren. Egal ob Energie, Inflation, Euro-Verfall, 
Infrastruktur, Bildungsmisere, Gesundheitssystem, Fachkräfte-
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mangel, Migration, Steuer- und Abgabenwahnsinn … Der Wirt-
schaftsstandort Deutschland und somit seine Bürger stehen vor 
riesigen Problemen und Herausforderungen. Das Versagen der 
Politik und staatlicher Institutionen ist nicht mehr wegzudiskutie-
ren. Jetzt ist guter Rat teuer, und die Bürger fragen sich, ob über-
haupt noch Hoffnung für den einstigen Exportweltmeister be-
steht und ob es tatsächlich so düster aussieht, wie viele befürchten.

In diesem Buch wird aufgezeigt, wie es so weit kommen 
konnte, welches die Gründe für die gegenwärtige Misere sind 
und wie man jetzt am besten handeln sollte. Zunächst werden 
in den Kapiteln 1 bis 7 die folgenden Fragenkomplexe behandelt:
•	 Warum ist der Wirtschaftsstandort Deutschland in Gefahr? 

Wie steht es um Deutschlands Schlüsselindustrien? Warum 
funktioniert das Geschäftsmodell des ehemaligen Exportwelt-
meisters Deutschland nicht mehr? Diese Fragen sind Gegen-
stand der beiden ersten Kapitel.

•	 Im dritten Kapitel werden die Folgen des Infrastrukturde- 
sasters für die Bürger und Unternehmen beleuchtet – eines 
Desasters, das sich an einer Vielzahl von Faktoren vom Digi-
talisierungsgrad und den Bildungschancen über die Qualität 
des Gesundheits- und Pflegewesens und die Ausstattung der 
Wirtschaft mit Fachkräften bis zur Belastung von Bevölke-
rung und Wirtschaft mit einem Übermaß an Bürokratie, Be-
steuerung und Lebenshaltungskosten ablesen lässt.

•	 In den Kapiteln 4 und 5 kommen die Folgen von Deutsch-
lands verfehlter Energiepolitik zur Sprache, die sich unter an-
derem in einer gewachsenen Abhängigkeit von China äußern. 
Warum kann Deutschland nicht mehr ohne China?

•	 Kapitel 6 ist den Konsequenzen des Ukrainekriegs und der 
mit ihm einhergehenden Sanktionen für die Bürger und die 
Wirtschaft gewidmet, Kapitel 7 den Folgen und Gefahren der 
EU- und der EZB-Notenbankpolitik für die Bürger und den 
Wirtschaftsstandort Deutschland.
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Die Folgerungen aus der Analyse in den Kapiteln 1 bis 7 münden 
unweigerlich in der Frage, ob es eine ernst zu nehmende Option 
sein könnte, das Land zu verlassen, um die individuelle Existenz 
zu sichern. Diese Option wird in Kapitel 8 analysiert und dis-
kutiert. Das Buch schließt mit der Vorstellung von Lösungsvor-
schlägen, die Deutschland neue Perspektiven eröffnen.
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1   
Wirtschaftsstandort Deutschland

Ende 2022 stammte kein einziges der wertvollsten 100 Börsen-
unternehmen mehr aus Deutschland. 62 stammen aus den USA 
mit acht Unternehmen unter den Top 10. 15 stammten aus China. 
Alle Länder Europas kommen zusammen ebenfalls auf 15 Unter-
nehmen. Fünf davon kommen aus Frankreich, vier aus Großbri-
tannien, drei aus der Schweiz und jeweils eines aus Dänemark, 
Irland und den Niederlanden. Im Jahr 2007 war Europa noch 
die dominierende Weltregion an den Börsen. Damals kamen 46 
der 100 größten Unternehmen aus Europa, aus den USA waren 
es lediglich 32 und aus Asien nur 17.21 

Der Industriestandort Deutschland verliert kontinuierlich 
an Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit, und dem Land 
droht eine Deindustrialisierung von nie da gewesenem Aus-
maß. Laut der Prüfungs- und Beratungsorganisation EY legte 
die Zahl der ausländischen Investitionsprojekte in Europa im 
Jahr 2021 um 5 Prozent zu. Frankreich und Großbritannien ver-
zeichneten einen Zuwachs. In Großbritannien stieg die Zahl 
der ausländischen Investitionsprojekte um 2 Prozent auf 993, 
in Frankreich sogar um 24 Prozent auf 1222. In Deutschland 
hingegen haben ausländische Investoren ihr Engagement deut-
lich reduziert: Die Zahl der von ausländischen Unternehmen 
in Deutschland angekündigten Investitionsprojekte sank im 
Vergleich mit 2020 um 10 Prozent auf 841.22 Was steckt hinter 
dieser Entwicklung?
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Der »Länderindex Familienunternehmen« untersucht mittels 
objektiv messbarer Daten die wichtigsten Standortfaktoren für 
Familienunternehmen. Hierbei werden sechs Themenfelder in 
den Blick genommen: das Feld Steuern, der Komplex Arbeits-
kosten, Produktivität, Humankapital, die Felder Regulierung 
und Finanzierung und die Felder Infrastruktur und Institutio-
nen sowie Energie. Wie die Ranglisten der Indexwerte von 21 In-
dustrienationen für die Jahre 2018 und 2020 zeigen, ist Deutsch-
land binnen kurzer Zeit um drei Plätze auf Rang 17 abgerutscht.23

Der einstige Exportweltmeister erreichte bereits im Jahr 2020 
die schlechteste Position in der Geschichte des Länderindex. Auf 
den Spitzenplätzen liegen die USA, Großbritannien und die Nie-
derlande. Aufgrund von hohen Unternehmenssteuern erzielte 
Deutschland im Feld Steuern die schlechtesten Werte und lag 
auf dem vorletzten Platz vor Schlusslicht Japan. In der Katego-
rie Arbeitskosten, Produktivität, Humankapital weist Deutschland 
(Rang 18) der Studie zufolge »deutliche Standortschwächen« auf.24 

Im Länderindex 2022 ist Deutschland abermals um einen wei-
teren Platz abgerutscht und befindet sich mit 47,93 Punkten le-
diglich kurz vor Ungarn mit 47,52 Punkten. Schlusslichter sind 
Spanien und Italien. Ganz oben stehen die USA (62,59 Punkte), 
gefolgt von Kanada, Schweden, Schweiz, Dänemark und dem 
Vereinigten Königreich. Insbesondere in den Kategorien Steuern 
(Rang 21), Arbeitskosten, Produktivität, Humankapital (Rang 19), 
Regulierung (Rang 19), Energie (Rang 18) sieht es für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland desaströs aus.25

Eine Untersuchung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft KPMG 
bestätigt all dies. KPMG hatte 360 Finanzvorstände deutscher 
Tochtergesellschaften internationaler Konzerne aus den USA, 
China, Japan und Europa befragt. Ausländische Konzerne sehen 
den Wirtschaftsstandort Deutschland zunehmend kritisch und 
fahren ihre Investitionen zurück. Nur noch 59 Prozent der befrag-
ten Konzernvorstände stuften die logistische Infrastruktur (Stra-
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ßen, Brücken, Schienen) unter den Top 5 in der EU ein. Als größ-
tes Investitionshemmnis nannten die befragten Konzernvorstände 
eine unzureichende digitale Infrastruktur. Neun Prozent gaben an, 
dass sie »die schlechteste in der EU« sei, für weitere 24 Prozent 
zählt sie »zu den fünf schlechtesten in der EU«.26 

Einer Untersuchung des Berliner European Center for Digi-
tal Competitiveness (ECDC) zufolge verlor die Bundesrepublik 
2020 in Sachen digitale Wettbewerbsfähigkeit weiter an Boden. 
Nur Albanien schnitt in Europa schlechter ab. Auch im Kreis der 
Gruppe der Sieben (G7) befindet sich Deutschland vor Japan auf 
dem vorletzten Platz.27 Laut Telekom-Chef Timotheus Höttges 
schneidet Deutschland bei der Digitalisierung des öffentlichen 
Dienstes schlechter ab als Griechenland.28 

Laut der oben genannten KPMG-Untersuchung ist Deutsch-
land zu teuer – bei Strom, Steuern und Arbeitskosten. Bei In-
dustriestrom war Deutschland mit Kosten von 18,18 Cent pro 
Kilowattstunde zum Zeitpunkt der Studie 2021 bereits Spitzen-
reiter in der EU und damit Schlusslicht bei der Benotung in der 
Untersuchung. Das deutsche Steuersystem wurde von den Ma-
nagern als »nicht wettbewerbsfähig« eingestuft.29 Nicht ohne 
Grund warnte KPMG-Bereichsvorstand Andreas Glunz, »ein 
weiteres Anwachsen von Regulierung und Bürokratie infolge der 
geplanten EU-Umweltgesetzgebung« sei eine Bedrohung für den 
Investitionsstandort Deutschland.30 Nur noch jeder dritte Be-
fragte zählte Deutschland zu den Top-5-Standorten mit einem 
innovationsfördernden Umfeld.31 Mit dem Wegfall des billigen 
Gases aus Russland und den daraus resultierenden rasant stei-
genden Energiekosten dürfte heute die Attraktivität des Stand-
orts Deutschland noch wesentlich geringer sein als zu Zeiten der 
Untersuchung. Diese Bedenken bestätigte der Vorsitzende der 
EY-Geschäftsführung, Henrik Ahlers, im Dezember 2022: »In 
den USA können Industrieunternehmen derzeit deutlich güns-
tiger produzieren, der Krieg ist für sie weit weg, eine Gaskrise 
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muss dort niemand fürchten.«32 Clemens Fuest, Chef des ifo In-
stitut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Univer-
sität München e. V. befürchtet: »Wir müssen davon ausgehen, 
dass wir auf absehbare Zeit etwa doppelt so viel für Gas zahlen 
könnten wie die USA. Das hat enorme Folgen für unsere Wett-
bewerbsfähigkeit und wird uns Wohlstand kosten.« 33 

Die Produktion in Deutschland wird teurer

Der Wirtschaftsstandort Deutschland wird insbesondere im 
Vergleich mit seinen großen Wirtschaftskonkurrenten USA und 
China immer teurer und verliert folglich an Konkurrenzfähig-
keit. Dies zeigt allgemeinverständlich der Produzentenpreisindex 
(PPI; Abbildung 1). Der Index »misst die Preisentwicklung bei 
den Waren und Dienstleistungen, die von den im Inland tätigen 

Abbildung 1: Prozentuale Veränderungen der Erzeugerpreise 
ausgewählter Länder im Jahresvergleich
Quelle: https://www.querschuesse.de/wp-content/uploads/2022/11/u2074.
webp
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Abbildung 2: Prozentuale Veränderungen der Erzeugerpreise in 
Deutschland 
Quelle: https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2022/12/
PD22_550_61241.html

Unternehmen hergestellt bzw. erbracht und im In- oder Ausland 
verkauft werden.«34

Die Produzentenpreise der gewerblichen Wirtschaft sind im 
September 2022 in Deutschland (+45,8 Prozent) im Vergleich 
mit den USA (+8,7 Prozent) und China (+2,3 Prozent) gera-
dezu explodiert. Im Oktober 2022 ging der Anstieg mit einem 
Plus von 34,5 Prozent im Vergleich zum Vorjahresmonat leicht 
zurück. 

Hauptverantwortlich für den Anstieg der gewerblichen Er-
zeugerpreise im Vorjahresvergleich (Abbildung 2) waren zwei-
felsfrei die Preisentwicklungen bei Energieträgern.35 Bis dato hat 
sich der Wirtschaftsstandort Deutschland klar als Verlierer des 
gegenwärtigen Wirtschaftskriegs zwischen den USA und der EU 
einerseits und Russland andererseits herauskristallisiert. 

Auch bei den Importpreisen war in den ersten drei Quartalen 
2022 ein immenser Aufwärtstrend zu verzeichnen. Allein in den 
Monaten September und Oktober 2022 stiegen die Einfuhrpreise 
im Vergleich mit dem jeweiligen Vorjahresmonat um 29,8 Pro-
zent beziehungsweise 23,5 Prozent.36
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Maßgeblich dazu beigetragen haben insbesondere die stei-
genden Gas- und Ölpreise. Wird sich diese Preisentwicklung 
nicht abschwächen, so wird energieintensive Produktion in 
Deutschland aufgrund mangelnder Wettbewerbsfähigkeit zu-
künftig nicht mehr stattfinden. Folglich wird sie mitsamt ihren 
Arbeitsplätzen unwiederbringlich verschwinden und zukünftig 
in Ländern mit wesentlich geringeren Energiekosten wie bei-
spielsweise den USA, China oder Indien stattfinden. Der Zenit 
der deutschen Industrie ist mittlerweile überschritten – die fet-
ten Jahre sind vorbei. Dies verdeutlicht unter anderem der In-
dustrieproduktionsindex.

Dieser Index erfasst die Gesamtheit aller Güter, die im indus-
triellen Sektor (ohne Berücksichtigung der Bauwirtschaft) er-
wirtschaftet werden. 

Abbildung 3: Entwicklung des Industrieproduktionsindex in 
Deutschland (2015 = 100)
Quelle: https://www.querschuesse.de/deutschland-industrieproduktion-
mai-2022/ 
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Er ist der Indikator für den Zustand der güterproduzierenden 
Wirtschaft eines Landes. In Deutschland befand sich die Indust-
rieproduktion im Herbst 2022 auf dem Niveau von 2014.37 

Ob Deutschland wieder das Niveau von 2018 erreichen wird, 
ist aus den in den folgenden Kapiteln dieses Buches angeführ-
ten Gründen ganz erheblich zu bezweifeln. Hilfreich ist es, einen 
Blick auf die zwei größten Schlüsselindustrien Deutschlands zu 
werfen: die chemische Industrie und die Automobilindustrie.

Chemische Industrie:  
Deutschlands Schlüsselindustrie braucht Energie

»Die Zukunft der Chemie in Deutschland  
steht auf dem Spiel.«

Markus Steilemann, Vorstandschef des Kunststoffherstellers  
Covestro und Präsident des Verbands der Chemischen  

Industrie (VCI) im Dezember 202238

Die Warnung von Markus Steilemann hat es in sich, denn die 
chemische Industrie ist eine der Säulen des Wirtschaftsstandorts 
Deutschland. Ohne sie funktioniert in Deutschland nicht mehr 
viel. Nach Automotive und Maschinenbau bildet sie den dritt-
größten Wirtschaftszweig in Deutschland. Im Jahr 2022 betrug 
die Zahl der betrieblich Beschäftigten in der deutschen Chemie- 
und Pharmaindustrie rund 473.000.39 Hinzu kommt etwa eine 
halbe Million Arbeitsplätze bei Zulieferern und Dienstleistern.

Am Beginn zahlloser Produktionsprozesse steht die besonders 
energieintensive Basischemie. Produkte der Basischemie wer-
den weiterverarbeitet unter anderem zu Kunst- und Klebstoffen, 
Lacken, Düngemitteln, Waschmitteln, Kosmetika, Hygienepro-
dukten und Pharmazeutika. Die chemische Industrie benötigt, 
abgesehen von einer guten Infrastruktur und hochqualifizierten 
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Arbeitskräften, insbesondere eines: Energie, vorwiegend Strom 
und Gas. Mit einem Anteil von 15 Prozent in Deutschland ist sie 
der größte industrielle Verbraucher von Erdgas. Sie verbraucht 
insgesamt knapp 140 Terawattstunden (TWh) Gas im Jahr. Etwas 
mehr als ein Viertel davon werden als Rohstoff, die restlichen 
73 Prozent für die Erzeugung von Dampf und Strom eingesetzt.40 

Laut der Initiative Chemie im Dialog (CID) ist Gas der mit Ab-
stand wichtigste Energieträger in der chemischen Industrie. 2021 
verbrauchte beispielsweise der Chemiekonzern BASF allein am 
Standort Ludwigshafen so viel Gas wie die gesamte Schweiz.41 
Ist diese Energie nicht vorhanden oder im internationalen Ver-
gleich zu teuer, so hat die chemische Industrie am Wirtschafts-
standort Deutschland langfristig keine sonderlich großen Über-
lebenschancen. 

Wolfgang Große Entrup, Hauptgeschäftsführer des Verbands 
der Chemischen Industrie (VCI), sagt: »Die Kosten für Strom, 
Öl und Gas machen in der chemischen Industrie rund 12 Pro-
zent der Produktionskosten aus … In der Grundstoffchemie ist 
der Anteil mit rund 16 Prozent noch höher. Bei einzelnen Che-
mikalien, zum Beispiel Ammoniak oder Chlor, liegt der Anteil 
sogar bei mehr als 70 Prozent.«42 

In Deutschland und auch in Europa ist die Produktion von 
Düngemitteln mittlerweile aufgrund der hohen Preise für Gas 
praktisch nicht mehr konkurrenzfähig. Unternehmen zahl-
ten im September 2022 für Erdgas knapp sechs Mal so viel wie 
ihre Mitbewerber, die in anderen Weltregionen produzieren. In 
Europa hängen von der Düngemittelproduktion direkt und in-
direkt ungefähr 70.000 Arbeitsplätze ab. Im September 2022 wa-
ren 70 Prozent der Produktionskapazitäten für Düngemittel in 
Europa bereits abgeschaltet.

Profiteure sind Staaten, in denen das Gas wesentlich billiger 
ist. Insbesondere am Persischen Golf werden gerade zahlreiche 
neue Anlagen gebaut. Nicht zu vergessen ist, dass Russland der 
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weltgrößte Produzent und Exporteur von Dünger und Ammo-
niak ist.43 Ob es sinnvoll ist, sich von solchen Staaten abhängig 
zu machen, gilt es zu überlegen. Große Entrup bringt es wie folgt 
auf den Punkt: »Die in die Höhe geschossenen Energiepreise 
treffen unsere Branche brutal. Die Lieferverträge vieler Mittel-
ständler laufen bald aus. Die neuen Konditionen werden etliche 
Unternehmen vor unlösbare Probleme stellen. Viele Mittelständ-
ler stehen mit dem Rücken zur Wand. Gerade im internationa-
len Wettbewerb können viele die Preise nicht mehr weitergeben 
und planen deswegen Schritt für Schritt bereits, ihre Produk-
tion einzustellen.«44 Schätzungen des VCI zufolge hat sich die 
Produktion von Deutschlands Chemieindustrie 2022 bereits um 
sechs Prozent verringert. Rechnet man den Pharmabereich her- 
aus, waren es sogar zehn Prozent. Insbesondere in der zweiten 
Jahreshälfte 2022 beschleunigte sich der der Niedergang. Dort 
waren laut VCI Abschläge auf Monatsbasis in einer Größenord-
nung von gut 20 Prozent zu verzeichnen.45 Einer Mitgliederbe-
fragung des VCI zufolge haben bereits Ende 2022 knapp 40 Pro-
zent der Unternehmen die Produktion gedrosselt oder planen 
diesen Schritt mit dem Ziel, Energie zu sparen und noch größere 
Verluste zu vermeiden.

Ohne chemische Vorprodukte sieht es also in der Automobil- 
und Elektronikindustrie, in der Landwirtschaft, der Nahrungs-
mittelbranche, der Metallindustrie, im Sektor Bauwesen oder 
Papier, in der Glas- und Keramikindustrie düster aus. Die Folgen 
eines kompletten Stillstands aufgrund von Energiemangel in der 
chemischen Industrie wären für den Standort Deutschland ver-
heerend. Eine Abwanderung der chemischen Industrie aufgrund 
zu hoher Energiekosten würde Deutschlands Abhängigkeit von 
anderen Ländern noch verschärfen. Bleiben die Energiekosten 
in Deutschland wesentlich höher als in anderen Ländern, so ist 
eine Abwanderung langfristig nicht aufzuhalten.
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Automobilindustrie:  
Deutschland auf dem absteigenden Ast

Die Automobilindustrie ist die größte Branche des Verarbeiten-
den Gewerbes in Deutschland. Sie ist, gemessen am Umsatz, 
der wichtigste Industriesektor. Im Jahr 2021 erwirtschafteten die 
Unternehmen der Branche knapp 411 Milliarden Euro und be-
schäftigten ungefähr 786.000 Arbeitskräfte.46 Mehr als zwei Drit-
tel (2021 rund 66,8 Prozent) der in Deutschland produzierten 
Fahrzeuge werden ins Ausland exportiert.47

Unverkennbar ist die Automobilindustrie in Deutschland 
ein äußerst wichtiger Faktor für Wohlstand und Beschäftigung. 
Die goldenen Zeiten der Automobilproduktion am Standort 
Deutschland haben hingegen ihren Zenit längst überschritten. 
In Deutschland werden immer weniger Fahrzeuge produziert. 
Dem Ifo-Präsidenten Fuest zufolge hat die Automobilbranche 
ihre Produktion in Deutschland seit 2018 dramatisch zurück-
gefahren: »Ein Drittel der Produktion ist weg, und ob sie zu-
rückkommt, weiß niemand«.48 Im Jahr 2018 sank die deutsche 
Pkw-Produktion im Vorjahresvergleich um 9,4 Prozent, 2019 um 
9 Prozent, 2020 um 24,7 Prozent und 2021 um 11,7 Prozent – und 
insgesamt sank sie auf den tiefsten Stand seit 1975. 2022 wuchs 
sie zwar im Vergleich zum Vorjahr um 10,8 Prozent an; den-
noch ist sie von früheren Höchstständen noch meilenweit ent-
fernt – und wird diese mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit auch 
nie wieder erreichen.49

Im September 2022 befragte der Verband der Automobil-
industrie (VDA) 103 Zulieferer sowie Bus-, Anhänger- und 
Aufbautenhersteller. Zehn Prozent davon meldeten bereits Ein-
schränkungen der Produktion. Bertram Brossardt, Hauptge-
schäftsführer der Vereinigung der bayerischen Wirtschaft (vbw), 
erwartet, dass, sobald die hohen Strompreise erst einmal voll 
durchschlagen, die Produktion in vielen Unternehmen unren-
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tabel wird. Er sagt: »Das halten die Betriebe nicht lange durch. 
Das betrifft nicht nur energieintensive Betriebe, sondern die 
Breite der Wirtschaft.«50 Im Herbst 2022 hat sich die Stimmung 
in der Automobilbranche laut einer Umfrage des Deutschen In-
dustrie- und Handelskammertags (DIHK) weiter verschlechtert. 
Aufgrund der Energiekosten reduzierten im November 2022 be-
reits 16 Prozent der Automobilhersteller ihre Produktion; 17 Pro-
zent beabsichtigten, ihre Produktion zu verlagern. 43 Prozent 
der Autobauer und 49 Prozent der Zulieferer bezeichneten ihre 
Finanzlage als problematisch.51 Dennoch wird in Deutschland 
ein Kampf gegen die eigene Schlüsselindustrie geführt, der welt-
weit seinesgleichen sucht.

Abbildung 4: Deutschland Pkw-Jahresproduktion in Einheiten 
Quelle: https://www.querschuesse.de/deutschland-pkw-produktion-
dezember-2022/
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Der Kampf gegen das Auto in Deutschland
Der ideologisch motivierte Kampf gegen das Auto wird in der 
Bundesrepublik Deutschland mit unverminderter Härte geführt. 
Insbesondere in Berlin (Volksentscheid Berlin autofrei52) ist dies 
zu beobachten.53 In Berlin dürfen der Senatsverkehrsverwaltung 
zufolge ab Januar 2023 Fahrräder kostenlos auf Autoparkplätzen 
abgestellt werden. Weiterhin wurde Anfang Dezember 2022 an-
gekündigt, dass gleichzeitig die Parkgebühren für Autos erhöht 
werden. Die Berliner Senatsverkehrsverwaltung begründet ihren 
Schritt damit, dass so mehr Sicherheit auf Fußwegen geschaf-
fen werde. 

Des Weiteren brauchten laut Verkehrssenatorin Bettina Ja-
rasch (Bündnis 90/Die Grünen) Autos schlicht zu viel Platz »in 
so einer dichten Stadt«.54 Ob es sich hierbei um eine vernünftige 
Verkehrspolitik handelt und ob es sinnvoll ist, den Zorn zwi-
schen den Verkehrsteilnehmern zu schüren, wenn laut Christian 
Böttger, Professor für Wirtschaftsingenieurwesen an der Hoch-
schule für Technik und Wirtschaft Berlin (HTW), Radfahrer 
möglicherweise vorsätzlich Parkplätze blockieren, ist zu bezwei-
feln.55 Der Grünen-Fraktionschef Werner Graf geht sogar noch 
weiter und verkündete im Januar 2023: »Wir wollen als Grüne in 
den nächsten zehn Jahren die Parkplätze in Berlin halbieren.«56

Nichtsdestoweniger schreitet die Präferenz für das Auto in 
Deutschland immer weiter voran. Die ZEIT schreibt im Novem-
ber 2022: »Trotz Klimakrise nimmt die Zahl der Pkw pro Ein-
wohner weiter zu. Sogar dort, wo der ÖPNV gut ausgebaut ist.« 
Sie belegt diese Aussage mit einer interaktiven Deutschlandkar-
te.57 Selbst den größten Autogegnern in Berlin muss klar sein: 
Sollte die Autoindustrie tatsächlich erheblich schrumpfen, soll-
ten die Autobauer ihre Produktion zusehends ins Ausland ver-
lagern oder gar ihr Headquarter und somit ihren Steuersitz ins 
Ausland verlegen58 oder sukzessive in Gänze abwandern und 
sollte kraft des Länderfinanzausgleichs (allein zwischen 1995 
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und 2021 hat Berlin über 75 Milliarden Euro erhalten) wesentlich 
weniger Geld aus den Autoländern Bayern und Baden-Württem-
berg Richtung Berlin fließen, so würden in Berlin sprichwörtlich 
die Lichter ausgehen.

Die Bedeutung von Dienstwagen für die Automobilbranche
Teile der Politik plädierten 2022 dafür, die Dienstwagenrege-
lung abzuschaffen und das 9-Euro-Ticket beizubehalten.59 Stri-
che man das sogenannte Dienstwagenprivileg, so kämen Steuer-
mehreinnahmen von 3 bis 5 Milliarden Euro zusammen. 

Die Konsequenzen für Gewerbetreibende sowie für die deut-
sche Automobilindustrie und deren Beschäftigte wären jedoch 
fatal. Die Dienstwagenregelung sichert das Überleben der deut-
schen Premiumhersteller. Audi, BMW und Mercedes leben zu 
einem nicht unerheblichen Teil von gewerblichen Zulassungen. 
Nach Angaben des Forschungsinstituts Center Automotive Re-
search (CAR) sind knapp 40 Prozent der Premiumzulassungen 
in Deutschland betrieblich begründet.60 Andere Studien erge-
ben, dass zwei von drei Neuzulassungen von Pkw auf das Konto 
gewerblicher Halter gehen (siehe Abbildung 5). 

Bekanntlich wird nur mit Premiumfahrzeugen richtig Geld 
verdient. Lediglich Premiumfahrzeuge lassen sich in Deutsch-
land aufgrund der hohen Produktionskosten noch wirtschaftlich 
herstellen. Demzufolge hat eine fallende Nachfrage nach diesen 
Fahrzeugen mittelfristig massive Auswirkungen auf die Beschäf-
tigtenzahl bei Autobauern und ihren Zulieferern. Der schwäbi-
sche Automobilproduzent Mercedes-Benz hat trotz einer Pro-
duktionsverlagerung nach Ungarn angekündigt, die A- und 
B-Klasse auslaufen lassen zu wollen.61 Dienstwagen sind norma-
lerweise Leasingfahrzeuge. Nach Leasingende landen sie zumeist 
auf dem Gebrauchtwagenmarkt und werden von Privatleuten 
erworben, welche sich häufig einen vergleichbaren Neuwagen 
nicht leisten können. 
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